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Preußiſche Geſetzſammlung 


Inhalt: Geſetz zur Überkeitung der Gewerbeſteuer in das regelmäßige Veranlagungsverfahren (Gew. Sr. U. G.) S. 135. — 
* Siebente Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung, S. 138. — Hinweis auf nicht in der 
Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen, S. 138. 


(Rr. 13014.) Geſetz zur Überleitung der Gewerbeſteuer in das regelmäßige Veranlagungsverfahren 
(Gew. St. U. G.). Vom 15. Oktober 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Erſter Abſchnitt. 
Veranlagung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1925. 
51. | 
Für das Rechnungsjahr 1925 findet eine Veranlagung zur Gewerbeſteuer ſtatt. 


= Zweiter Abſchnitt. 
Ablöſung der Gewerbeſteuer für die Zeit bis zum 31. März 1925. 
2 
4) Die Vorauszahlungen, die nach den Beſtimmungen der Verordnung vom 24. November 1923 
zur Abänderung des Geſetzes zur Regelung verſchiedener Fragen des kommunalen Abgabenrechts 
(Geſetzſamml. S. 530), der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 (Geſetzſamml. S. 519) 
und der erſten und zweiten Gewerbeſteuerergänzungsverordnung vom 16. Februar 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 109) und vom 28. März 1925 (Gefehfamml. S. 41) für die Seit bis zum 31. März 1925 
auf die Gewerbeſteuer von Ertrag, Kapital und Lohnſumme zu entrichten waren, gelten als Ab⸗ 
löſung der Gewerbeſteuer bis zu dieſem Zeitpunkte. 
e) Für die Zeit bis zum 31. März 1925 gelten hiernach als Ablöſung 
a) der Erkrag⸗ und der Kapitalſteuer die Zahlungen, welche bis zum 31. März 1925 zu 
leiſten waren, N 
b) der Lohnſummenſteuer die Zahlungen, welche von den bis zum 31. März 1925 ge⸗ 
zahlten Löhnen und Gehältern zu entrichten waren. a 


$ 3. 

Soweit eine anderweite Feſtſetzung der Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Körper⸗ 
ſchaftſteuer nach SS 5 bis 7 des Geſetzes zur Überleitung der Einkommenſteuer und Körperſchaft⸗ 
ſteuer in das regelmäßige Veranlagungsverfahren (Steuerüberleitungsgeſetz) vom 29. Mai 1925 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 75) erfolgt, ermäßigen ſich auch die entſprechenden Steuergrundbeträge für 
die Gewerbeertragſteuer. 

8 4. 

Iſt eine Entſcheidung des Gewerbeſteuerausſchuſſes über die für die Zeit vom 1. April 1924 
bis zum 31. März 1925 maßgebenden Grundbeträge für die Gewerbeertragſteuer oder über die 
für dieſe Zeit zu leiſtenden Vorauszahlungen auf dieſe Steuer nicht ergangen, ſo kann innerhalb 
zweier Monate nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes Entſcheidung darüber beantragt werden, ob das 
Unternehmen gewerbeſteuerpflichtig oder wie hoch der Steuergrundbetrag iſt. Über den Antrag 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 30. Oktober 1925.) 5 N i 
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entſcheidet der Vorſitzende des für die Veranlagung zuſtändigen Gewerbeſteuerausſchuſſes. Gegen 
deſſen Beſcheid iſt die Berufung an den Gewerbeſteuerberufungsausſchuß, gegen die Berufungs⸗ 
entſcheidung die Rechtsbeſchwerde an das Oberverwaltungsgericht gegeben, die Rechtsbeſchwerde 
jedoch nur mit der Begründung, daß das Anternehmen nicht gewerbeſteuerpflichtig ſei. Für die 
Höhe der Steuergrundbeträge ſind die allgemein beſtimmten Sätze maßgebend. i 


8 5. 

() Iſt eine Entſcheidung des Gewerbeſteuerausſchuſſes über die im § 4 Satz 1 bezeichneten 
Steuergrundbeträge oder Vorauszahlungen ergangen, ſo kann, auch wenn ſie endgültig oder bereits vor 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtskräftig geworden iſt, gegen eine Entſcheidung des Steuerausſchuſſes 
die Berufung, gegen eine Entſcheidung des Berufungsausſchuſſes die Rechtsbeſchwerde eingelegt 
werden, dieſe jedoch nur mit der Begründung, daß das Unternehmen nicht gewerbeſteuerpflichtig ſei. 

(2) Auf das Verfahren finden die für das Berufungsverfahren nach der Gewerbeſteuer⸗ 
verordnung geltenden Vorſchriften Anwendung. Die Friſt für die Einlegung eines Rechtsmittels 
endet jedoch nicht vor dem Ablaufe zweier Monate nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 

6) Die Rechtsmittelbehörden find für die Höhe der Steuergrundbeträge und der Voraus- 
zahlungen an die allgemein beſtimmten Sätze gebunden. 


9 6. 


(1) Der für den Ablöſungsbetrag des Rechnungsjahrs 1924 maßgebende Steuergrundbetrag 
für die Gewerbeertragſteuer kann in den Fällen der 55 2 bis 5 auf Antrag herabgeſetzt werden, 
wenn bei einem Unternehmen beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe vorgelegen haben, die ſeine 
Steuerfähigkeit weſentlich beeinträchtigt haben. Als wirtſchaftliche Verhältniſſe dieſer Art können 
auch weſentliche Verluſte in Betracht kommen, die ſich beim Vermögensvergleich ergeben. 

e) Der Antrag kann innerhalb zweier Monate nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſtellt 
werden, in den Fällen der $$ 3 bis 5 dieſes Geſetzes jedoch nur bis zum Ablauf eines Monats, 
nachdem die Entſcheidung unanfechtbar geworden iſt. i 

(3) In den Fällen des § 2 Abſ. 1 und 2 der Erſten Gewerbeſteuerergänzungsverordnung 
darf dem Antrag nur ſtattgegeben werden, wenn der Ablöſungsbetrag für die Reichseinkommen⸗ 
oder Körperſchaftſteuer herabgeſetzt worden iſt. i 

(4) Auf den Antrag iſt ein Beſcheid zu erteilen (Ablöſungsbeſcheid). 


Dritter Abſchnitt. 
Vorauszahlungen für das Rechnungsjahr 1925. 
9 7. 

4) Für die Bemeſſung der bis zur Veranlagung der Gewerbeſteuer für das Rechnungs⸗ 
jahr 1925 von den gewerbeſteuerpflichtigen Unternehmen nach §§ 53, 54 Gew. St. V. zu ent⸗ 
richtenden Vorauszahlungen auf die Gewerbeertragſteuer gelten die Beſtimmungen des Artikels I der 
Erſten Gewerbeſteuerergänzungsverordnung mit den ſich aus dem Dritten Abſchnitte des Reichs- 
ſteuerüberleitungsgeſetzes (St. U. G.) ergebenden Anderungen. 

e) Die auf Grund des § 15 St. U. G. erfolgte zinsloſe Stundung der Reichsſteuervoraus⸗ 
zahlungen hat die entſprechende Ermäßigung oder den Fortfall der Vorauszahlungen auf die Ge- 
werbeertragſteuer zur Folge. 

9 8 

Die Beſtimmungen der Erſten und Zweiten Gewerbeſteuerergänzungsverordnung bleiben, ſoweit 

nicht in den §§ 9 bis 12 etwas anderes beſtimmt iſt, unberührt. 


9 9. 


(1) Setzt das Finanzamt für Steuerpflichtige mit Einkommen aus Gewerbebetrieb einſchließlich 
des Handwerks auf Grund des § 17 St. U. G. die Vorauszahlungen nach dem mutmaßlichen Ein⸗ 
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kommen des Kalenderjahrs 1925 feſt, jo hat der Vorſitzende des Gewerbeſteuerausſchuſſes ebenfalls 
die Steuergrundbeträge für die Vorauszahlungen auf die Gewerbeertragſteuer unter Zugrundelegung 
des für die Reichsſteuer geſchätzten gewerblichen Einkommens und unter Anwendung der im $ 11 
Gew. St. V. beſtimmten Steuerſätze feſtzuſetzen. 

(2) Abſ. 1 findet entſprechende Anwendung auf die Unternehmen, die nach den Vorſchriften 
des neuen Einkommen- und Körperſchaftſteuergeſetzes zur Reichsſteuer veranlagt werden. 

(3) Die Feſtſetzungen find von Amts wegen zu berichtigen, falls die Feſtſetzung oder Veran- 
lagung zur Reichsſteuer geändert wird. 

(4) Gegen die Feſtſetzung des Vorſitzenden des Gewerbeſteuerausſchuſſes iſt das Berufungs- 
verfahren nach der Gewerbeſteuerverordnung gegeben. Die Rechtsbeſchwerde kann jedoch nur mit 
der Begründung eingelegt werden, daß das Unternehmen nicht gewerbeſteuerpflichtig ſei. 


§ 10. 

Die Feſtſetzung der Grundbeträge für die Vorauszahlungen auf die Gewerbeertragſteuer ($ 9) 
gilt für die noch nicht fälligen Vorauszahlungen, es ſei denn, daß der Vorſitzende des Gewerbe⸗ 
ſteuerausſchuſſes zur Anpaſſung an die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Unternehmens die Rück⸗ 
wirkung auf den Beginn des Rechnungsjahrs anordnet. 


§ 11. 

() Die Zerlegung der vom 1. Oktober 1925 ab den Vorauszahlungen auf die Gewerbe. 
ertragſteuer zugrunde liegenden Steuergrundbeträge erfolgt nach SS 36, 37 Gew. St. V. mit der 
Maßgabe, daß die Roheinnahmen bzw. Gehälter und Löhne der Monate Januar bis Juni 1925 
zugrunde zu legen find. Die Zerlegung iſt in allen Fällen, in denen eine Feſtſetzung der Gewerbe- 
ertragſteuer erfolgt, und im Falle des § 37 Abſ. 2 Gew. St. V. von dem Vorſitzenden des Steuer- 
ausſchuſſes vorzunehmen. Ebenſo hat die Zerlegung durch den Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes 
auf Antrag eines Unternehmens zu erfolgen, das mehr als 10 preußiſche Betriebsſtätten unterhält. 

(2) In den übrigen Fällen hat der Steuerſchuldner die Zerlegung ſelbſt vorzunehmen. Ent⸗ 
ſtehen wegen dieſer Zerlegung Streitigkeiten zwiſchen den Beteiligten, fo iſt auf Antrag der Steuer- 
grundbetrag ebenfalls durch den Vorſitzenden zu zerlegen. 

(3) $ 40 Gew. St. V. findet Anwendung mit der Maßgabe, daß die Rechtsbeſchwerde nur 
über die Frage zuläſſig iſt, ob in einer Gemeinde eine Betriebsſtätte vorhanden iſt oder nicht. 


$ 12. 

Die Vorauszahlungen auf die Gewerbeertragſteuer find vom dritten Vierteljahre des Rechnungs⸗ 
jahrs 1925 ab am 15. des zweiten Monats des Vierteljahrs für dieſes Vierteljahr zu ent⸗ 
richten. Sie bemeſſen ſich nach den in den gleichen Vierteljahren fälligen Zahlungen auf die 
Reichseinkommen⸗ oder Körperſchaftſteuer, ſoweit fie nicht nach § 9 dieſes Geſetzes beſonders feſt⸗ 
geſetzt ſind. 


Vierter Abſchnitt. 


Schlußvorſchriſten. 
§ 13. 
Die Veranlagung und Erhebung der Gewerbeſteuer erfolgen nach der Gewerbeſteuerverordnung 
vom 23. November 1923, zuletzt für das Rechnungsjahr 1925. Im übrigen gelten die Be⸗ 
ſtiu gungen dieſer Verordnung und ihre Ergänzungen bis zum 31. März 1926 mit der Maßgabe, 


daß bis zum Empfang eines Veranlagungsbeſcheids für das Rechnungsjahr 1925 die Voraus⸗ 
zahlungen nach den bisherigen Beſtimmungen zu entrichten ſind. 


$ 14. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage nach feiner Verkündung in Kraft. 


„ B.._ 


8 15. 5 “ „ ne \ 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen erlaſſen die mit der Aus⸗ 
führung der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 beauftragten Minifter, 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaffungs- 
mäßigen Rechte des Staatärats find gewahrt. N 


Berlin, den 15. Oktober 1925. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13015.) Siebente Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung. Vom 
5 8. Oktober 1925. 


Aa Grund des § 8 Abſ. 2 der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 1, April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) 
in der Faſſung der Dritten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 42) 
wird folgendes verordnet: 
Einziger Paragraph. 

§ 2 Nr. 2 der Sechſten Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 

23. April 1925 (Geſetzſamml. S. 54) wird wie folgt geändert: 
Die Worte „30. September 1925“ werden erſetzt durch die Worte „al. März 1926. 
Berlin, den 8. Oktober 1925. 


Der Preußiſche Finanzminiſter: 
Höpfker Aſchoff. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen. 
. ($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597.) 
os 
m Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt für die preußiſche Geſetzgebung und Rechtspflege Nr. 37 vom 2. Oktober 1925 
S. 362 iſt eine die Allgemeine Verfügung vom 16. Juli 1925 (vgl, 21 des Hinweiſes Geſetzſamml. S. 112) 
ergänzende Allgemeine Verfügung des Preußiſchen Juſtizminiſters vom 29. September 1925 über die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Oberlandesgerichte in erſter Inſtanz derkündet worden. 
Berlin, den 8. Oktober 1925. 


Preußiſches Juſtizminiſterium. 


Medigiert im Büro des Staatsminiſterſums. — Verlag des Geſetzſammlungsamts, Berlin NW AO, Schärnhorſiſir. 2. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Bertin. 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtaſten. Arte 
Ütere Jahrgänge und Einzelnummern können mir unmitteibar vom Geſegſammlungsamte bezogen werden. 


